
fend ein, weil er annehmen kann, daß der andere an 
der Hilfeleistung interessiert ist. Er handelt rechtmä­
ßig, wenn er dem mutmaßlichen Willen des anderen 
entsprechend tätig wird oder wenn er - selbst gegen 
dessen Willen - für ihn Rechtspflichten erfüllt, die im 
gesellschaftlichen Interesse wahrgenommen werden 
müssen, z. B. für ihn die Räum- und Streupflicht im 
Winter erfüllt oder eine Schuld (Energierechnung) 
bezahlt, wofür der andere nicht rechtzeitig gesorgt 
hat oder sorgen konnte.
Sowohl der im Auftrag als auch der ohne Auftrag 
handelnde Bürger hat einen Ersatzanspruch für Aus­
gaben, die zur Hilfeleistung für den anderen erfor­
derlich waren (§ 277 ZGB). Dieser Aufwendungser­
satz entfällt nur dann, wenn der Hilfeleistende er­
kennbar gegen den Willen oder mutmaßlichen Wil­
len des anderen handelte und es auch nicht um eine 
Rechtspflicht ging, die er im gesellschaftlichen Inter­
esse für ihn erfüllte. Auch der in g. H. Handelnde 
muß die übernommenen Pflichten verantwortungs­
bewußt, mit Sorgfalt und Umsicht erfüllen und darf 
Menschen und Eigentum nicht gefährden oder schä­
digen. Da er aber uneigennützig und ohne Anspruch 
auf Gegenleistung helfend tätig wird, muß er dem 
Partner nur solche Schäden ersetzen, die er durch 
vorsätzliche oder grob fahrlässige Pflichtverletzung 
verursacht hat { / Fahrlässigkeit ? Vorsatz). Für die 
Folgen geringer Unachtsamkeit oder Sorglosigkeit 
muß er nicht einstehen. Es kann sich sogar aus den 
Umständen ergeben, daß er dem Auftraggeber ge­
genüber nur für bewußt herbeigeführte oder bewußt 
in Kauf genommene Schäden haften soll (§278 
ZGB), insbesondere wenn erkennbar ist, daß der 
Helfende unverhältnismäßig große Risiken nicht 
übernehmen wollte und konnte (z. B. wenn er ver­
gißt, den Lottoschein für den anderen abzugeben, 
und darauf zufällig ein hoher Gewinn entfällt). Das 
Überlassen von Sachen zum Verbrauch (§ 281 ZGB) 
ist eine Form der g. H., bei der vor allem Nahrungs­
mittel und andere zum Verbrauch bestimmte Sachen 
einem anderen Bürger übergeben werden, weil die­
ser sie benötigt und zur gegebenen Zeit nicht anders 
beschaffen kann. Die Pflicht zur Rückgabe erstreckt 
sich hier nicht - wie bei der Leihe - auf die überlasse­
nen Gegenstände, sondern auf Waren gleicher Art, 
Menge und Güte. Es handelt sich hier um eine übli­
che Form vor allem nachbarschaftlicher Hilfe.

Gehalt / Arbeitslohn

Geheimhaltungspflicht - durch Gesetz, Arbeitsver­
trag oder ausdrücklichen Hinweis auferlegte Pflicht, 
Kenntnisse oder Informationen über bestimmte Tat­
sachen keinem Unbefugten zu offenbaren. Der 
Schutz des sozialistischen Eigentums und des Staates 
erfordert die Geheimhaltung bestimmter Tatsachen, 
insbesondere solcher wirtschaftlicher Art (z. B. Fer­
tigungsverfahren, Bilanzen, noch nicht patentierte 
Erfindungen). Deshalb obliegt jedem Bürger, der in 
seiner beruflichen oder gesellschaftlichen Tätigkeit 
oder auch in anderem Zusammenhang Kenntnis von 
geheimzuhaltenden Tatsachen erlangt, eine G. Hin-

Geldbuße

sichtlich betrieblicher Geheimnisse wird die G. als 
Bestandteil der / Arbeitspflichten mit dem / Ar­
beitsvertrag begründet; in der Regel wirkt sie auch 
nach Beendigung des / Arbeitsrechtsverhältnisses 
weiter. Grundlegende Rechtsvorschrift ist die ÀO 
zum Schutz der Dienstgeheimnisse vom 6. Dezem­
ber 1971 (GBl.-Sdr. Nr. 717). Spezielle Rechtsvor­
schriften können für Werktätige einzelner Bereiche 
besondere G. festlegen. Eine G. kann auch unab­
hängig von der beruflichen Tätigkeit oder über die 
dienstliche G. hinaus durch entsprechenden mündli­
chen Hinweis entstehen. So kann beispielsweise das 
Gericht in einer Verhandlung unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit {/ Öffentlichkeit der Verhandlung) 
den noch anwesenden Personen {/ Zeugen / Kol­
lektivvertretern usw.) die Geheimhaltung aller in der 
Verhandlung zur Sprache kommenden Tatsachen 
zur Pflicht machen (§212 StPO). Verletzungen der
G. können arbeitsrechtliche oder strafrechtliche 
(§§245, 246 StGB) Verantwortlichkeit (/* juristi­
sche Verantwortlichkeit) nach sich ziehen.

Geldbuße - eine der Erziehungsmaßnahmen, die das 
/ gesellschaftliche Gericht im Ergebnis einer Bera­
tung wegen Vergehen (§§25-30 KKO; §§23-28 
SchKO), wegen / Verfehlungen (§§31-39 KKO; 
§§29-37 SchKO), wegen /* Ordnungswidrigkeiten 
(§40_44 KKO; §§ 38—42 SchKO) und wegen 
Schulpflichtverletzung (§§45-49 KKO; §§43-47 
SchKO) festlegen kann. Die G. wird angewendet, 
wenn Art und Schwere der Rechtsverletzung unter 
Berücksichtigung der Persönlichkeit des Bürgers im 
Interesse des Schutzes der sozialistischen Gesell­
schaft eine nachhaltige Einwirkung auf ihn gebieten, 
vor allem dann, wenn die Rechtsverletzung auf einer 
Mißachtung der von den Werktätigen geschaffenen 
Werte oder ihres persönlichen Eigentums, auf Be­
reicherungssucht oder Mißachtung vermögensrecht­
licher Verpflichtungen beruht. Die gesetzlichen Vor­
aussetzungen zur Anwendung der G. sind insbeson­
dere bei Eigentumsdelikten, aber auch bei vorsätzli­
cher / Körperverletzung und bei Ordnungswidrig­
keiten gegeben. In Abhängigkeit von Art und 
Schwere der Rechtsverletzung sind in KKO und 
SchKO unterschiedliche Obergrenzen der G. be­
stimmt: bei Vergehen 500Mark, bei Verfehlungen 
150 Mark, bei Ordnungswidrigkeiten 300 Mark und 
für Erziehungsberechtigte bei Verletzung der Schul­
pflicht 150 Mark. Jugendlichen kann eine G. bis zu 
300 Mark bei Vergehen, bis zu 150 Mark bei Verfeh­
lungen und bis zu 20 Mark bei Ordnungswidrigkeiten 
auferlegt werden. Gegenüber Jugendlichen ist bei 
Verletzung der Schulpflicht eine G. als Erziehungs­
maßnahme nicht vorgesehen.
Bei der Anwendung der G. und bei der Bemessung 
ihrer Höhe werden die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Bürgers und durch die Tat begründete Schaden­
ersatzverpflichtungen berücksichtigt. Jugendlichen 
kann eine G. nur auf erlegt werden, wenn sie über ei­
genes Einkommen (z. B. Arbeitslohn - auch aus Ar-
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